Vorlage 2019/190

Stadt

_ Rottenburg
Beschlussvorlage Nr. 2019/190 am Neckar
26.06.2019
Federfihrend: Stadtplanungsamt Beteiligt:  Finanzdezernat
Stadtentwasserung
Stadtwerke
Tiefbauamt
Umwelt und
Klimaschutz
Tagesordnungspunkt:

Bebauungsplan "Datzweg Il - 1. Bauabschnitt" und Satzung tber ortliche Bauvorschriften,
Rottenburg am Neckar - Kernstadt

- Abwagung

- erneute Auslegung

Beratungsfolge:
Gemeinderat 23.07.2019 Entscheidung offentlich

Stand der bisherigen Beratung:

19.02.2019 GR  Auslegungsbeschluss

Beschlussantrag:

Der Gemeinderat

— stimmt den Abwagungsvorschlagen der Verwaltung zu den wahrend der Offentlichkeits- und
Behdrdenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen zu (Abwagungsbeschluss),

— beschlief3t die erneute 6ffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs ,Datzweg Il — 1.
Bauabschnitt® in der Fassung vom 28.06.2019 gemal § 3 Abs. 2 BauGB,

— beschliel3t die erneute 6ffentliche Auslegung des Entwurfs der Satzung tber ortliche Bauvor-
schriften fur dieses Gebiet in der Fassung vom 28.06.2019 fiir dieses Gebiet gemal § 74 LBO,

— den 8 4a Abs. 3 BauGB - erneute verkiirzte Auslegung — anzuwenden; Stellungnahmen kén-
nen nur zu den gednderten und ergénzten Teilen abgegeben werden,

— stimmt der Begriindung in der Fassung vom 28.06.2019 zum Bebauungsplan zu,

— beschliel3t die erneute Behordenbeteiligung gemal § 4 Abs. 2 BauGB einzuleiten.

Anlagen:

1. Stellungnahmen aus der Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung (Auslegung geman
§ 3 (2) BauGB)

2. Bebauungsplanentwurf ,Datzweg Il — 1. Bauabschnitt® (Stand 28.06.2019)

3. Textteil (Stand 28.06.2019)

4. Begrindung (Stand 28.06.2019)
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gez. Stephan Neher gez. Thomas Weigel gez. Angelika Garthe
Oberbiurgermeister Erster Burgermeister Amtsleiterin
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Finanzielle Auswirkungen:

Der Bebauungsplan (Datzweg Il — 1. BA) wird vom Stadtplanungsamt erarbeitet. Dies ent-
spricht einem Honorarvolumen (HOAI) von ca. 20.000 € (brutto).

Stadtebaulicher Entwurf (2018) fir das Gesamtareal ca. 18.000 € (brutto)
Artenschutzrechtliche Relevanzprifung (2018) ca. 4.000 € (brutto)

Schalltechnische Untersuchung (2018+2019) ca. 8.000 € (brutto)
Verkehrsanalyse/-prognose 2019 ca. 18.200 € (brutto)

Baugrund- und Griindungsgutachten (2013) ca. 6.000 € (brutto)

ErschlielBungskosten fur das gesamte Plangebiet (2013) rd. 1.580.000 €

Kosten auRerhalb HHPI (kreditdhnliches Rechtsgeschaft)

HHJ Kostenstelle / Sachkonto Planansatz
PSP-Element
EUR
EUR
EUR
Summe EUR
Inan__spru_chnahme einer Verpflichtungs- Bereits verfiigt lber EUR
ermachtigung
[lja [ nein Somit noch verfiigbar EUR
o Antragssumme
- in H6he von EUR It. Vorlage EUR
- Ansatz VE im HHPI. EUR | Danach noch verfligbar EUR
Diese Restmittel werden
- apl. / apl. EUR | noch benétigt
[lja [ nein
Die Bewilligung einer Upl. /apl.
Aufwendungen / Auszahlungen
ist notwendig
in H6he von EUR
Deckungsnachweis:

Jahrliche Folgelasten / - kosten nach der Realisierung:
Die jahrlichen Folgelasten (fur das Gesamtgebiet) wurden mit rd. 17.000 € beziffert.

Sichtvermerk, gegebenenfalls Stellungnahme der Stadtkammerei:
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Vorlage relevant fir:

[] Jugendvertretung [] Integrationsbeirat [ ] Behindertenbeirat

Begriundung:

Die planungsrechtliche Entwicklung des ,ehemaligen DHL-Areals® wurde im Gemeinderat wie folgt
beraten:

25.05.1999 Inkrafttreten Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Datzweg*
04.10.2013 Inkrafttreten Bebauungsplan ,Gewerbepark Datzweg - 1. Bauabschnitt*
11.03.2016 Inkrafttreten Bebauungsplan ,Mischgebiet Datzweg*
07.11.2017 Aufstellungsbeschluss Bebauungsplan ,Mischgebiet Datzweg I1*
(GR 2017/190)
15.05.2018 Aufstellungsbeschluss Bebauungsplan ,Datzweg Il
(GR 2018/079)
19.02.2019 Auslegungsbeschluss Bebauungsplan ,Datzweg |1

(GR 2019/021)
11.03.2019 bis
10.04.2019 Auslegung

Auf die jeweiligen Sitzungsvorlagen wird verwiesen.

l. Sachstand
1. Planungsanlass und Planbereich fiir die erneute Offenlage/Auslegung

Aufgrund der Belastung des Plangebiets durch den Verkehr (Bahn und Landesstraf3en) sind
Larmschutzmaflinahmen bei der Errichtung der Gebaude erforderlich. Das Larmgutachten wurde
auf der Grundlage einer der aktuellen Verkehrsuntersuchung und -prognose (Stand 5/2019) Uber-
arbeitet.

Die Verkehrsuntersuchung und -prognose wurde erforderlich, da die im Gutachten verwendeten
.Hinweise zur Schatzung des Verkehrsaufkommens von Gebietstypen der Forschungsgesell-
schaft fir StraBen- und Verkehrswesen — Arbeitsgruppe Verkehrsplanung (Ausgabe 2006) einen
sehr hohen Schwerverkehrsanteil ansetzt. Daher wurde eine Verkehrszahlung des Knotenpunkts
L 385/zufahrt Datzweg veranlasst, um die aktuelle Zu- und Abfahrtssituation und das Verkehrs-
aufkommen auf der LandesstralRe zu erfassen sowie das Verkehrsaufkommen fir den Prognose-
zeitraum 2035 abzuschétzen. Das Ingenieursbiro fur Verkehrsplanung Schlothauer & Wauer aus
Tubingen wurde beauftragt.

Der Geltungsbereich bleibt unverandert und beinhaltet folgende Grundstiicke (oder Teilflachen der
Grundstticke):
Fist. Nr. 8484 (Teilflache), 8465, 8466/2, 8467 und 8468.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird begrenzt:

= im Norden durch die Bahntrasse (Horb — Tibingen) bzw. Tubinger Stral3e,
= im Osten durch die Planstral3e A (Yalova Straf3e),

= im Sudden durch die PlanstralRe C (Saint-Claude-Stral3e),

=  im Westen durch das Wohngebiet ,Datzweg*.
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3. Verfahren

Ein Bebauungsplan fir die Wiedernutzbarmachung von Flachen, die Nachverdichtung oder ande-
re MaBnahmen der Innenentwicklung kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Dies
bedeutet, dass die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens insbesondere nach § 13 Abs. 3 Satz
1 BauGB (kein Umweltbericht, keine zusammenfassende Erklarung) angewendet werden kénnen.

Dabei sind insbesondere folgende Voraussetzungen einzuhalten:

= festgesetzte Grundflache nach § 19 Abs. 2 BauNVO weniger als 20.000 m?; dann gelten Ein-
griffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des §
la Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuldssig und ein Ausgleich
wird nicht erforderlich

= festgesetzte Grundflache nach § 19 Abs. 2 BauNVO ab 20.000 m? und weniger als 70.000 m?
ist eine Vorprifung des Einzelfalls gemaf Anlage 2 BauGB erforderlich;

= Kkeine Begrindung der Zulassung von Vorhaben, die einer Umweltvertraglichkeitspriifung be-
darfen

= Kkeine Anhaltspunkte flr eine Beeintrachtigung der in 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten
Schutzgiter (Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung, Européische Vogelschutzgebiete).

Die Durchfiihrung des beschleunigten Verfahrens bedeutet, dass auf die Durchfiihrung einer Um-
weltprifung gemar 8§ 13a Abs. 3 BauGB verzichtet wird. Von der friihzeitigen Unterrichtung der
Offentlichkeit gemaR & 3 Abs. 1 BauGB und einer umfassenden friihzeitigen Beteiligung der Be-
hérden gemaf § 4 Abs. 1 BauGB kann abgesehen werden.

Im vorliegenden Fall ist zu prifen, ob die Voraussetzungen fir das beschleunigte Verfahren gege-
ben sind. Die im Bebauungsplan ,Mischgebiet Datzweg“ festgesetzten Gberbaubaren Grund-
stiicksflachen liegen ganzlich innerhalb des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes
,Datzweg II“. Die Grundflache nach § 19 Abs. 2 BauNVO betragt bei einer GRZ von 0,5 bzw. 0,6
kumuliert knapp 22.100 gm (Nachweis s. Begriindung Kapitel 5.1).

Die Uberschlagige Priufung (Vorpriifung des Einzelfalls, siehe dazu Kapitel 5.2 der Begriindung)
kommt zu der Einschatzung, dass der Bebauungsplan ,Datzweg Il — 1. Bauabschnitt* voraussicht-
lich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 (4) Satz 4 BauGB in der weiteren
Abwégung zu berticksichtigen sind. Eine Umweltvertraglichkeitsprifung bzw. die Erstellung eines
Umweltberichts ist daher nicht erforderlich.

Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der in § 1 (6) Nr. 7b BauGB genannten Schutzguter (Flo-
ra-Fauna-Habitat-Gebiete oder Europdische Vogelschutzgebiete) bestehen nicht. Ebenso beste-
hen keine Anhaltspunkte dafir, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung
der Auswirkungen von schweren Unfdllen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Die Behdrden und sonstigen Tréager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Pla-
nung berihrt werden kénnen, werden im Rahmen der Offenlage an der Vorprifung des Einzelfalls
beteiligt.

Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
Die Auslegung gem. 8 3 (2) BauGB wurde im Zeitraum vom 11.03.2019 bis einschlief3lich
10.04.2019 durchgefiihrt. Seitens der Offentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen.

Die friihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaf3

8 4 Abs. 2 BauGB fand mit Schreiben vom 07.03.2019 im 0.g. Zeitraum statt. Zusammenfassend
ist festzustellen, dass keine Sachverhalte bekannt wurden, die einer Entwicklung des Baugebiets
grundsatzlich entgegenstehen. Die eingegangenen Anregungen sind in einer Liste zusammenge-
stellt (siehe Anlage 4).
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4. Planungskonzeption

Das Gebiet wird in Bauabschnitten entwickelt. Der Bebauungsplan ,Datzweg Il — 1. Bauabschnitt*
beschrankt sich auf die Quartiersflachen MU 1, 2, 3, 9 und 10 im Westen, da fir diese Flache be-
reits konkrete Planungen auf der Grundlage des stadtebaulichen Entwurfs von Hahnig und
Gemmeke (Stand 8/2018) vorliegen. Fur die Quartiersflachen MU 4 bis 8, die dffentliche Grunfla-
che, der Regionalstadtbahn- und Bushalt sowie die gewerblichen Flachen wird ein oder mehrere
gesonderte(s) Bebauungsplanverfahren durchgefiihrt, sobald sich die Planung weiter konkretisiert
hat.

Auf dem Groliteil des Areals ,Datzweg II“ sollen gemischt genutzte Quartiere umgesetzt werden.
Die Festsetzung eines urbanen Gebietes ermdglicht neben dem Wohnen die Unterbringung von
Geschaéften, Biros, Dienstleistungen, Handwerksbetrieben, etc., jedoch ohne dass das Verhaltnis
der Nutzungen Wohnen zu Gewerbe vorgegeben ist. Im verbleibenden dstlichen gewerblichen
Bereich soll wohnvertragliches Gewerbe angesiedelt werden.

Das Plangebiet wird tber die Landesstral3e L 385 erschlossen. Die HaupterschlieBung des Quar-
tiers erfolgt Uber einen Kreisverkehrsplatz, welcher den Auftakt des neuen Gebietes ,Datzweg Il
bildet. Das bestehende Wohngebiet Datzweg wird vom Kreisverkehrsplatz tUber die Planstrale C
(Saint-Claude-Straf3e) erschlossen. Die vom Kreisverkehr nach Osten abgehende Stral3e er-
schlieRt das ,Gewerbegebiet Datzweg“ und die neuen OPNV-Haltestellen. Die ErschlieBungsstra-
3e nach Norden fuhrt zum zentral gelegenen Quartiersplatz von wo aus eine StichstralRe die im
Westen gelegene verdichtete Wohnbebauung mit kleinteiligen Gewerbeeinheiten erschlief3t.

Die HaupterschlieBungsstralRen sind als Verkehrsflachen mit beidseitig begleitendem Gehweg in
einer Breite von 1,50 m ausgefihrt. Auf der Strafl3e kdnnen bei Bedarf Radfahrstreifen angeboten
werden.

Der ruhende Verkehr muss auf den Baugrundstiicken untergebracht werden.

Fur die kunftige Haltestelle der sich in Planung befindlichen Regionalstadtbahn ist ein zweigleisi-
gen Ausbau des Schienennetzes erforderlich. Das zweite Gleis muss sudlich des bestehenden
Bahngleises umgesetzt werden, die erforderlichen Flachen sind in der Planung berucksichtigt und
werden seitens der Stadt Rottenburg am Neckar vorgehalten.

Immissionsschutz

Aufgrund der exponierten Lage und der direkten Nachbarschaft zentraler verkehrlicher Infrastruk-
turen von uberortlicher Bedeutung, wie Bahnanlagen (Bahntrasse Horb — Tiibingen) und Landes-
stralRe (L 385), ist das Plangebiet durch die einwirkenden Verkehrslarmimmissionen vorbelastet,

so dass eine Uberschreitung der Orientierungswerte noch DIN 18005 bzw. auch der Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV zu erwarten ist.

Eine Reduzierung des Verkehrsaufkommens der L 385 / Bahntrasse und die damit verbundene
Emissionsminderung sind aufgrund ihrer Giberértlichen Funktion im StraRen- und Schienennetzes
unwahrscheinlich und im Rahmen des Bebauungsplans nicht regelbar.

Die Bahntrasse liegt im Norden, daher lasst sich bei geschickter Grundrissanordnung eine Belas-
tung von AufenthaltsrAumen vermeiden. Aktive Schallschutzmalinahmen sind daher auch aus
stadtgestalterischer Sicht entlang der Schiene entbehrlich, vor allem da viergeschossige Geb&ude
nicht in allen Geschossen geschutzt werden kénnen. Die Freibereiche werden nach Suden ange-
ordnet und durch das Gebaude selbst abgeschirmt.

Entlang der Landesstral3e sollen Gewerbe- und Dienstleistungsunternehmen angesiedelt werden.
Diese schirmen die Quartiere nordlich der Planstral3e B und C vom Verkehrslarm der Landesstra-
3e ab.
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5. Gutachten / Planungen

Folgende Gutachten wurden zur Ermittlung planerischer Grundlagen beauftragt:

- Spezielle artenschutzrechtliche Prifung mit vorgeschalteter artenschutzrechtlicher Rele-
vanzuntersuchung.

(Baufeldbereinigung im Winterhalbjahr; CEF-Mafl3nahme: Ausbringung von 7 Nisthilfen)

- Schalltechnische Untersuchungen im Hinblick auf die Larmemissionen bestehender Anla-
gen bzw. Betriebe sowie Verkehrsanlagen, welche sich im Umfeld des Bebauungsplange-
bietes befinden. Die Larmwerte fur das MU kdnnen nur teilweise eingehalten werden. Im
Bebauungsplan sind daher entsprechende Festsetzungen zur Umsetzung von passiven
SchallschutzmalRahmen festgesetzt.

- Verkehrsgutachten

- Baugrund- und Grindungsgutachten
(Aussagen zur Grindung von Gebauden, der ErschlieBung einschl. Kanal sowie Regen-
wasserversickerung)

Auf die Ausfihrungen in der Begriindung, Kapitel 6 wird verwiesen.
6. Plananderungen

Zeichnerische Festsetzungen:

e Quartier MU 9: differenzierte Hohenfestsetzung fur die im Siden des Quatrtiers gelegenen
Gebaude, abgestimmt auf Hohenlage des Datzwegs

e Festsetzung eines Geh- und Leitungsrechts im Quartier MU 10 sowie nérdlich des Quartiers
MU 3 (Sicherung Trasse flr Ver- und Entsorgungleitungen)

Textliche Festsetzungen

e Anderung 14 Larmschutz (Anpassung geandertes Gutachten und Abbildung)
e Hinweise um Punkt ,11 Deutsche Bahn® erganzt

Die Begriindung wurde entsprechend mit Blaueintrégen ergénzt.

7. Bodenordnung

Die Flachen im Planbereich sind im Eigentum der Stadt Rottenburg am Neckar. Ein Bodenord-
nungsverfahren ist nicht erforderlich.

[l Weitere Vorgehensweite / Verfahrensdurchfiithrung

Die Planungskonzeption wird nicht verandert, die Anderungen beschrankt sich im Wesentlichen
auf die zu ergreifenden LArmschutzmal3nahmen, daher kann gemaR § 4a Abs. 3 BauGB der Aus-
legungszeitraum der erneuten Auslegung verkirzt werden, au3erdem kénnen Stellungnahmen
nur zu den geénderten und erganzten Teilen abgegeben werden.

Nach Abschluss der erneuten offentlichen Auslegung werden die vorgebrachten Anregungen von
Biarger*innen und Behdrden sowie sonstigen Trager offentlicher Belange aufgearbeitet. Auf dieser
Grundlage kann dann die Abwagung und Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat erfolgen.

Die erneute Auslegung und die erneute Behérdenbeteiligung werden im August 2019 durchge-
fuhrt, der Satzungsbeschluss kann voraussichtlich nach der Sommerpause 2019 gefasst werden.
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Der Satzungsbeschluss wird 6ffentlich bekannt gemacht. Mit der 6ffentlichen Bekanntmachung
wird der Bebauungsplan gemaf 8§ 10 BauGB rechtsverbindlich.

K. Hellstern



	FLD_voname
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FAuswirkung
	Text1
	Text2
	Text3
	Text4
	Text5
	Text6
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Text8
	Text12
	Text9
	Text10
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Text7
	Kontrollkästchen5
	Kontrollkästchen6
	Kontrollkästchen7
	Sachverhalt

